


Der Magistrat 
Stadtplanungsamt 

BEGRÜNDUNG 

BEBAUUNGSPLAN NR. 700e 
Baugebiet: Kiel- Suchsdorf (Klausbrook): Flur G 23, Flurstück 8 und 9 teilw.; Flur·.

Suchsdorf 2, Flurstück-115/1; Flur Wik 5, Flurstücke 201/1 und 232/2,

nördlich des Klausbrooker Weges 

r. Ausgangssituation, Planungsziele und Planungsinhalt

1.1 Lage und vorhandene Nutzungen

1.2 Anlaß zur Aufstellung des Bebauungsplanes und
Zielsetzung 

1.3 Planinhalt 

1.31 Bauliche Nutzung 

1.32 Erschließung 

1.33 Grünflächen 

2. Sicherung der Plandurchführung

3. Übcr.schläg; ge Kosti.:in 1111d Finanzierung

___ ., ___ _,,_,,._,_,....._,_,.,,_,,__ ___ ....., ___ �llllMdll'--•i-• _.,..,.,..we,.__ • ., 



1. Ausgangssituation, Planungsziele und Planungsinhalt

1 .1 Lage und vorhandene Nutzungen 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 700 e ist ein 
Teil des gesamten Neubaugebietes Klausbrook. Das Neubau­
gebiet Klausbrook befindet sich im Stadtteil Suchsdorf 
und wird begrenzt im Süden durch die Johann-Fleck-Straße/ 
verlängerte Olshausenstraße, im Westen durch die Gemeinde­
grenze Kiel/Kronshagen, im Norden durch die Industriebahn 
Suchsdorf-Wik und im Osten durch die geplante Autobahn­
trasse Kiel-Eckernförde. Das gesamte Plangebiet ist in 
sieben Teilbebauungspläne unterteilt. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 700 e wird 
begrenzt im Südosten durch den anschließenden Bebauungs­
plan Nr. 700 d, im Südwesten durch den anschließenden 
Bebauungsplan Nr. 700 f und im Nordwesten sowie Nordosten 
durch den anschließenden Bebauungsplan Nr. 700 g. 

Die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind 
ca. 6,1 ha groß und werden bisher als Ackerland genutzt. 
Die Ackerflächen sind allseits durch Knicks mit teilweise 
hervorragenden Einzelbäumen umgeben. 

1 .2 Anlaß zur Aufstellung des Bebauungsplanes und Zielsetzung 

Der Bebauungsplan soll die planungsrechtliche Grundlage 
für den Neubau von Wohnungen bilden. Die Gesamtplanung 
für das Baugebiet Klausbrook wurde zunächst in einem 
Rahmenplan ausgearbeitet. Dieser wurde dem Bauausschuß in 
seiner Sitzung am 05.03.1981 erläutert und in seinen Grund­
zügen beschlossen. 

Vorrangiges Ziel ist es, aufgrund einer zusammenhängenden 
städtebaulichen Konzeption innenstadtnahe und verkehrs­
günstig gelegene Flächen für den Wohnungsbau unterschied­
licher Ausprägung bereitzustellen. Dabei sind die Belange 
der Landschaftsplanung, die vor allem die Randbereiche 
dieses Wohngebietes berühren, besonders sorgfältig zu be­
rücksichtigen. Vorhandene Knicks und Bäume sollen weit­
gehend erhalten und in die städtebauliche Konzeption ein­
bezogen werden. 

Die differenzierten baulichen Festsetzungen sollen ver­
schiedenartige Ansprüche an unterschiedliche Wohnvor­
stellungen fördern. Besonderer Wert ist bei der Planung 
auf die Kontinuität der Baumassenverteilung in bezug auf 
die angrenzenden Bebauungspläne zu legen. 
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1 .3 Planinhalt 

1 .31 Bauliche Nutzung 

Der Bebauungsplan setzt die Nutzung der Grundstücke nach 
den Vorschriften des Bundesbaugesetzes, der Baunutzungs­
verordnung und der Bauordnung des Landes Schleswig-Holstein 
fest. Diese Festsetzungen sind aus den Darstellungen der 
71. Änderung des Flächennutzungsplanes entwickelt.

Entsprechend den Zielsetzungen für den Bebauungsplan ist 
entlang der Planstraße 2 und in dem Innenbereich, der 
durch die Planstraßen 2.4, 2.5, 2.6 gebildet wird, eine 
Reihenhausbebauung bis zu zwei Geschossen festgesetzt. 
In den Randbereichen zu den Bebauungsplänen Nr. 700 f und 
g hin ist eine eingeschossige Einfamilienhausbebauung in 
offener Bauweise vorgesehen. Die notwendigen Stellplätze 
für die Reihenhäuser sollen entweder als Garagenhöfe oder 
auch innerhalb der Häuser nachgewiesen werden. 

1 .32 Erschließung 

Die im Bebauungsplan festgesetzten Straßenverkehrsflächen, 
deren Führung und Ausbaubreiten sowie die Unterbringung 
der erforderlichen Parkplätze und die zur örtlichen und 
überörtlichen Erschließung und Versorgung dienenden Anlagen 
und Einrichtungen entsprechen den Vorschriften des Bundes­
baugesetzes, des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein und der Landesbauordnung des Landes 
Schleswig-Holstein unter Beachtung der Richtlinien für 
die Anlage von Stadtstraßen (RAS-Entwurf 1981). 

Die Planstraße 2 stellt die Verbindung zwischen dem Klaus­
brooker Weg und der Planstraße 1 mit Anschlüssen an die 
Olshausenstraße und die Überführung über die Autobahn 
Kiel-Eckernförde her. In dieser Straße sind verkehrsbe­
ruhigende Maßnahmen wie Fahrbahnverschwenkungen und alter­
nierendes Parken vorgesehen. Im Bereich des Knotenpunktes 
Planstraße 1 / Planstraße 2 (im Geltungsbereich des Be­
bauungsplanes Nr. 700 d) befindet sich eine Bushaltestelle. 

Die Planstraßen 2.3 - 2.6 haben die Funktionen einer An­
liegerstraße. Linienführung und Straßenquerschnitte, Aus­
baumerkmale und Ausbildung der Wendeanlagen entsprechen 
dieser nachgeordneten Funktion. An die Planstraßen 2.0, 
2.4 und 2.6 werden die mit Geh-, Fahr- oder Leitungs­
rechten belasteten Flächen angebunden, die der Erschließung 
und der Ver- und Entsorgung verschiedener Baugrundstücke 
dienen. 

Die erforderlichen öffentlichen Parkplätze werden in aus­
reichender Anzahl direkt an den Verkehrsflächen dergestalt 
angeordnet, daß die vorgesehene Bepflanzung mit Straßen­
bäumen genügend Lebensraum erhält. 

Die Darstellung der Straßenquerschnitte ist als Anlage 
der städtebaulichen Begründung beigefügt. 
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Wegen der topographischen Situation des Baugebietes 
Klausbrook sind besondere Maßnahmen zur Entwässerung 
erforderlich. Aufgrund der Notwendigkeit des Anschlusses 
an die Vorflutkanäle für Schmutz- und Regenwasser in der 
Eckernförder Straße im Bereich des Bahnüberganges Suchs­
dorf ist schon für den ersten Bauabschnitt (Bebauungsplan 
Nr. 700 a) der Bau von Sammlerkanälen zur Vorflut notwen­
dig. 

Für die funktionsgerechte Abführung des Oberflächenwassers 
ist der Bau eines Regenrückhaltebeckens erforderlich, von 
dem aus Überlaufmöglichkeiten in Richtung Kopperpahler Au 
und Kronshagen-Ottendorfer Au vorgesehen sind. Notwendige 
Sanierungsmaßnahmen für das weiterführende Gewässersystem 
sind die Voraussetzungen für die Funktion des Regenrück­
haltebeckens, sobald die Gesamtbebauung Klausbrook reali­
siert ist. 

1 .33 Grünflächen 

In den Randbereichen des Bebauungsplanes verlaufen Rad-
und Fußwegeverbindungen, deren Fortsetzung in den angren­
zenden Bebauungsplänen vorgesehen ist. In die Rad- und 
Fußwegeverbindung im Süden ist ein öffentlicher Kinder­
spielplatz integriert, der auch den Bedarf an Spielflächen 
abdeckt, die sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Nr. 700 d ergeben. Ein weiterer öffentlicher Kinderspiel­
platz befindet sich nördlich der Planstraße 2. 

Die vorhandenen Knicks in den Randbereichen sowie ver­
schiedene Einzelbäume sollen erhalten werden. Im Straßen­
raum sind Baumpflanzungen vorgesehen, die durch die Aus­
wahl verschiedener Baumarten sowie ihre Anordnung die 
Hierarchie der Straßen verdeutlichen sollen. 
Die Festsetzung der Alleebepflanzung soll in den angren­
zenden Bebauungsplänen fortgesetzt werden. 

Im Norden des Plangebietes ist eine Stellplatzanlage für 
Kleingärtner ausgewiesen, um den Stellplatzbedarf der ge­
planten Kleingartenanlage im Bebauungsplan Nr. 700 g abzu­
decken. 

2. Sicherung der Plandurchführung

Es ist beabsichtigt, verschiedenen Bauträgern, vertreten
durch die Norddeutsche Treuhand- und Kreditgesellschaft mbH
für den Wohnungsbau, die Herstellung der Erschließungsan­
lagen für ·das gesamte Erschließungsgebiet (Bebauungspläne
Nr. 700 a - e und Teile des Bebauungsplanes Nr. 700 g)
durch den Abschluß eines Erschließungsvertrages gemäß
§ 123 (3) BBauG zu übertragen.
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Falls erforderlich, können zur Neuordnung des Grund und 
Bodens angewendet werden: 

die Umlegung 

die Grenzregelung 

die Enteignung 

3. Kosten und Finanzierung

(§§ 

(§§ 

(§§ 

45 - 78 BBauG)

80 - 84 BBauG)

85 - 122 BBauG)

Bei der Verwirklichung des Bebauungsplanes entstehen für
die Stadt folgende überschlägig ermittelte Kosten:

1. Der Wert des Grund und Bodens,
Kosten der Freilegung und Her­
stellung der Verkehrsflächen

Kosten der Grünflächen

2. Netzbaukosten für die Straßen-
beleuchtung

Netzbaukosten für die Ent-
wässerung der inneren Er-
schließung

Netzbaukosten für die Ent-
wässerung der äußeren Er-
schließung (anteilig)

überschlägige Gesamtkosten 

2.046.500,-- DM 

477.000,-- DM 

210.000,-- DM 

950.000,-- DM 

1.020.000,-- DM 

4.703.500,-- DM 
---------------

---------------

Die voraussichtlichen Kosten stellen den Anteil für den 
Teilbebauungsplan Nr. 700 e dar. Zur Realisierung der Er­
schließung sind jedoch weitere Aufwendungen notwendig, 
die sich aus der Herstellung der äußeren Erschließung wie 
beispielsweise der Grünanlagen, der Vorflutkanäle und der 
Straßen außerhalb des Teilbebauungsplanes ergeben. 

Der Erschließungsaufwand wird durch die Norddeutsche Treu­
hand- und Kreditgesellschaft mbH für den Wohnungsbau vor­
finanziert. Die städtischen Kostenanteile sollen durch 
Haushaltsmittel gedeckt werden. 

In Vertretung 

B a r t e 1 s
Stadtbaurat 

Auflagenerfüllung gem. Erlaß des Innenministers des 
Landes Schleswig-Holstein vom 29. August 1983 
Gesch.Z.: IV 810 a - 512.113 - 2 (700 e) 

Die Landeshauptstadt Kiel trägt gem. § 129 BBauG und der 
Satzung üb�r die Erhebun,g von Erschließungsbeiträgen in der 
jewe�ls gültigen Fassung 10_y,, �-=���E!�_�eit�agsfähigen Er-
schließungsaufwandes, 

-�----�l.- F�agge --N "iQQn Stadtbaurat 'i/ � 
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Stadtplanungsamt Kiel, 19.06.1998 
61.22 - wi - 2401.?00a-e und 700g/H 

Heilungsverfahren Bebauungspläne 700a-e und 700g 

1. Geltungsbereiche

700a: Kiel-Suchsdorf (Klausbrook): Nordwestlich Johann-Fleck-Straße; nordöstlich der 
Gemeindegrenze Kronshagens; südöstlich Flur H 22, Flurstück 2; südwestlich 
der verlängerten Olshausenstraße 

700b: Kiel-Suchsdorf (Klausbrook): Flur H 22, Flurstück 2; Gern. Wik, Flur 6, Flurstücke 
3 und 5 teilweise; Gern. Wik, Flur 5, Flurstück 170/1 teilweise; nordöstlich der 
Gemeindegrenze Kronshagens 

700c: Kiel-Suchsdorf (Klausbrook): Flur H 22, Flurstücke 3 und 4 sowie 5, 6, 8 und 21 
teilweise; Flur J 22, Flurstücke 1, 2, 4, 5 und 6 teilweise; Gemarkung Wik, Flur 5, 
Flurstücke 167, 172 und 241 teilweise; nördlich der verlängerten Olshausenstra­
ße 

700d: Kiel-Suchsdorf (Klausbrook): Flur H 22, Flurstück 1; Gern. Wik 6, Flur 6, Flur­
stücke 4 und 5 teilweise; Gern. Wik, Flur 5, Flurstück 170/1 teilweise; nordöstlich 
der Gemeindegrenze Kronshagens; südlich des Klausbrooker Weges 

700e: Kiel-Suchsdorf (Klausbrook): Flur G 23, Flurstücke 8 und 9 teilweise; Gern. 
Suchsdorf, Flur 2, Flurstück 115/1; Gern. Wik, Flur 5, Flurstücke 201/1 und 
232/2; nördlich des Klausbrooker Weges 

700g: Kiel-Suchsdorf (Klausbrook): Südöstlich der Industriebahn Suchsdorf-Wik; süd­
westlich der planfestgestellten Trasse der B 76 n; Gemarkung Wik, Flur 5, Flur­
stück 241 teilweise, 172, 167 teilweise, 196 teilweise, 201/1 teilweise, 232/2 
teilweise 205/2 teilweise, 209 teilweise; Flur G 24, Flurstück 4, 5, 6, 7, 8 teilwei­
se, 9 teilweise, und 52 bis zum Gewässer II. Ordnung Rotenbek 

2. Ziele und wesentliche Inhalte der Bebauungspläne

, Die Bebauungspläne bilden zusammen mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan 700f 
die planungsrechtliche Grundlage für das Neubaugebiet Klausbrook. Aufgrund einer 
zusammenhängenden städtebaulichen Konzeption sollten unter Berücksichtigung des 
Bestandes innenstadtnahe und verkehrsgünstig gelegene Flächen für den Wohnungs­
bau bereitgestellt werden. Die differenzierten baulichen Festsetzungen sollen verschie­
denartige Ansprüche an unterschiedliche Wohnvorstellungen fördern. 

Die Bebauungspläne 700a-e sichern die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den 
Bau von Wohnungen in Reinen Wohngebieten. Darüber hinaus sichern die Pläne im 
Einzelnen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für folgende Nutzungen: 

700a: Läden für die Gebietsversorgung 
700b: Anlage eines Regenrückhaltebeckens 
700c: Anlage eines Spielplatzes und Erhalt von Kleingärten 
700d: Anlage eines Regenrückhaltebeckens und Erhalt von Kleingärten 
700e: Anlage eines Spielplatzes 
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Der Bebauungsplan 700g sichert die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Er­
halt vorhandener und die Anlage neuer Kleingärten als Ersatz für die durch den Woh­
nungsbau entfallenen, die Sicherung der vorhandenen Feuchtflächen und den Bau von 
Spiel- und Bolzplatz sowie eines Lärmschutzwalles. 

3. Heilungsanlaß / Heilungserfordernis

3.1 Formelle Ausgangssituation 

Die Bebauungspläne leiden an einem Ausfertigungsfehler. Die fehlerhafte Ausfertigung 
ist ein Form- bzw. Verfahrensfehler, der zur Unwirksamkeit der Bebauungspläne führt. 

Der Ausfertigungsfehler stellt einen. sonstigen Verfahrens- und Formfehler nach Lan­
desrecht dar, den die Gemeinde gemäß § 215 a Abs. 2 Baugesetzbuch durch Nach­
holen der Verfahrensschritte (Ausfertigung durch den Oberbürgermeister und öffentli­
che Bekanntmachung) heilen und die Bebauungspläne somit wieder zur Rechtskraft 
führen kann. 

3.2 Konkreter Heilungsanlaß 

Zur Sicherung der nach wie vor gültigen städtebaulichen Ziele der Bebauungspläne 
700a-e und 700g sollen diese geheilt werden. Auch enthalten die Bebauungspläne ge­
stalterische Festsetzungen, die weiterhin Gültigkeit haben sollen. 

Etwaige Befreiungen von den Festsetzungen der Bebauungspläne schränken die Mög­
lichkeit der aktuellen Inkraftsetzung nicht ein, da die Grundzüge der Planung nicht be­
rührt werden. 

4. Formelle und materielle Voraussetzungen für eine erneute Inkraftsetzung

4.1 Formelle Voraussetzungen - Anlaßprüfung 

Voraussetzung für eine aktuelle Inkraftsetzung ist neben der Nachholung der fehler­
haften Verfahrensschritte vor allem die Überprüfung der Vereinbarkeit der heutigen 
Rechts- und Sachlage mit der ursprünglichen Abwägung zum Satzungsbeschluß . 

. Das Stadtplanungsamt hat das Abwägungsergebnis der Bebauungspläne 700a-e und 
· 700g, die mit folgenden Daten erstmalig in Kraft getreten sind:

700a: 21.06.1983
700b: 13.08.1987
700c: 09.03.1984
700d: 07.10.1983
700e: 13.08.1987
700g: 27.04.1984

unter Berücksichtigung der aktuellen Rechts- und Sachlage überprüft.

4.2 Planungsziele und Realisierung der Bebauungspläne 

Die Festsetzungen der Bebauungspläne stimmen mit den Darstellungen des Flächen­
nutzungsplanes überein. 
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Das Plangebiet ist zu fast 100 % bebaut bzw. realisiert. Die vorhandenen Nutzungen 
stimmen mit den Festsetzungen der Bebauungspläne überein. 

4.3 Materielle Überprüfung der Rechts- und Sachlage 

Insgesamt sind keine abwägungserheblichen Änderungen der Rechts- und Sachlage 
festzustellen, die zwingend zu einer neuen Sachentscheidung in der Abwägung führen 
würden. Insbesondere wurden folgende Punkte geprüft: 

a) Immissionssituation
Im Bebauungsplan 700g ist ein Lärmschutzwall zur B 76 festgesetzt. Aufgrund der in
der Lärmkarte der Stadt Kiel von 1995 angegebenen Immissionswerte ist für die be­
troffenen Bebauungsplangebiete kein weitergehender passiver Schallschutz erforder­
lich.

b) Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, Biotope:
Durch die Bebauungspläne werden keine wesentlichen Eingriffe in Natur und Land­
schaft vorbereitet.
Im Geltungsbereich der Bebauungspläne sind innerhalb der überbaubaren Flächen
keine Biotope nach § 15 a/b LNatSchG vorhanden.

c) Altlasten/ Altstandorte
Im Geltungsbereich der Bebauungspläne sind keine bzw. keine bebauungsplanrele­
vanten Altlasten vorhanden.

4.4 Gesamtergebnis der Anlaßprüfung 

Insgesamt entsprechen diese Bebauungspläne unverändert den städtebaulichen Zielen 
der Landeshauptstadt Kiel, die Planung ist nahezu vollständig entsprechend den Fest­
setzungen der Bebauungspläne realisiert worden. Gegenüber der in den Jahren 1983 -
1987 durchgeführten Abwägung hat s.ich die Rechtslage zwar geändert; jedoch sind die 
Änderungen nicht so abwägungserheblich, daß zwingend eine modifizierte Sachent­
scheidung erforderlich ist. Eine erneute Abwägung unter heutigen Gesichtspunkten 
würde zu keinem anderen Abwägungsergebnis führen, so daß die Bebauungspläne in­
haltlich unverändert aktuell in Kraft gesetzt werden können. 

'_,v, ltvLl 
Dr.-lng. Flagge 
Stadtbaurat 
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